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Demokratie leben lernen – von Anfang an
Demokratie-Werkstatt Kindertagesstätte
E D I T O R I A L
Voraussetzung für eine funktionierende,
stabile Demokratie ist, dass ihre Bürger
demokratische Werte und Regeln ver-
innerlicht haben – möglichst von klein
auf. Für Kindertagesstätten bedeutet
diese Erkenntnis, dass sie die Erzie-
hung zur Demokratie in ihr pädago-
gisches Angebot aufnehmen müssen.
Doch wie passen Demokratie und Er-
ziehung zusammen? Schließlich fußt
Demokratie auf gleichberechtigter
Mitbestimmung, in der Erziehung da-
gegen hat der Erzieher letztlich das
Sagen. Häufig haben Erzieherinnen
auch Bedenken, ihren Schützlingen
Verantwortung zu übertragen und
Mitsprache zu gewähren. Wie also
können Kinder in Abhängigkeitsver-
hältnissen die Vorteile und Werte de-
mokratischer Teilhabe kennen und
schätzen lernen?
Christian Büttner schlägt dafür die
Durchführung von so genannten „De-
mokratie-Werkstätten“ vor, in denen
die Kinder alle Fähigkeiten spielerisch
erlernen und erproben können, die ein
guter Demokrat braucht: Zuhören,
Information sammeln, sich seiner ei-
genen Interessen bewusst werden, sie
begründen und verteidigen, aber auch
die Meinungen anderer akzeptieren
können,  an einem Entscheidungs-
oder Abstimmungsprozess aktiv teil-
nehmen und den Ausgang dieses Ver-
fahrens mittragen – ganz gleich, ob die
eigene Position zur Mehrheit oder zur
Minderheit gehört. Entgegen allen
Bedenken sind schon kleine Kinder in
der Lage, diese Fähigkeiten im Rah-
men einer Demokratie-Werkstatt zu
erlernen.          Marlar Kin
Christian Büttner
Kinder werden in politischen Debatten und
Verlautbarungen häufig als Hoffnungs-
träger der gesellschaftlichen Zukunft be-
zeichnet. Die öffentliche Diskussion um die
Leistungsfähigkeit von Kindern und pä-
dagogische Konzepte im internationalen
Vergleich (PISA) zeigt, wie wichtig Kinder
auch für die ökonomische Entwicklung er-
achtet werden. Was für die Rentengarantie
oder die Bildung als Voraussetzung für glo-
bale Konkurrenzfähigkeit von Bedeutung
sein soll, muss aber auch für all das gelten,
was an Fähigkeiten gebraucht wird, um De-
mokratie beständig und verlässlich zu ma-
chen. Welche Rolle spielt also in pädagogi-
schen Debatten und Konzepten die
„Erziehung zur Demokratie“ und wie kann
man sich praktisch den Erwerb demokrati-
scher Verhaltensgrundlagen vorstellen?
Für die deutsche Vorschulerziehung ist
bisher keine explizite Demokratieerziehung
oder – verglichen mit England – curricula-
re Erziehung zum demokratischen Staats-
bürger formuliert worden. In England
spricht man z.B. von einer citizenship
education und meint damit eine Erziehung
zum Politikverständnis und zur Anerken-
nung nationaler Wertvorstellungen staats-
bürgerlichen Verhaltens1 . So beschreibt das
englische National Curriculum im key
stage 1 für Fünf- bis Siebenjährige2  unter
anderem folgende Lernvoraussetzungen für
die Erziehung zum Staatsbürger: Die Kin-
der können auf einfache Fragen antworten,
ihre eigenen Ansichten erklären und die An-
sichten anderer zur Kenntnis nehmen. Sie
interessieren sich für Themen moralischer
und sozialer Interessenkonflikte, sie fangen
Kinder an die Macht? Kinder sollten mitentscheiden können, wenn es um ihre Interessen geht. Doch die Fähigkeit zur Teilhabe und
Verantwortung ist nicht angeboren - sie muss erlernt werden. Viele Kindergärten haben sich des Themas „Erziehung zu Demokra-
tie“ bereits angenommen. Bild: Anja Feix
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an, einfache staatsbürgerliche Verhaltens-
weisen und die Bedeutung von Werten wie
Ehrlichkeit, Toleranz und Mitgefühl zu ver-
stehen. Sie erwerben die Fähigkeit zur ver-
antwortlichen Teilhabe, nehmen aktiv teil,
können zwischen mehreren Alternativen
wählen und sich helfen lassen. Sie fangen
an, im Schulleben und in der Nachbarschaft
aktiv zu werden und erwerben ein erstes
Wissen darüber, was es heißt, ein informier-
ter Staatsbürger zu werden.
Und ganz praktisch wird die exemplarische
pädagogische Umsetzung dann so beschrie-
ben: „Kommunale Demokratie für junge
Staatsbürger: In diesem Modul lernen die
Kinder ihre Kommune und ihr Kommunal-
parlament kennen. Sie finden dabei heraus,
wie Demokratie funktioniert und wie sie
dazu beitragen können. Sie untersuchen,
was eine kommunale Gemeinschaft aus-
macht und entdecken einige der wichtig-
sten Faktoren, die zu ihrer Entwicklung im
Laufe der Geschichte beigetragen haben.
Kinder lernen die lokale Demokratie und
die politischen Rollen, die es in ihr gibt,
durch Befragungen und Besuche kennen
und bereiten das Vortragen ihrer eigenen
Standpunkte in Diskussionen und Debat-
ten vor [...] Wenn möglich, nehmen sie an
Debatten in lokalen Parlamenten und an-
deren lokalen politischen Gremien teil und
lernen, ihre Interessen in der Diskussion zur
Sprache zu bringen...“ 3
In Deutschland kommt dieser curriculare
Bezug zu praktischer Politik in Demokratien
nur sehr vereinzelt vor, dagegen gibt es eine
lange Tradition, was die Konzeption von
Mitbestimmung innerhalb der Bildungs-
institutionen anbelangt. Angefangen bei der
„antiautoritären“ Erziehung in Kinderläden
über die Entwicklung des Situationsan-
satzes durch das deutsche Jugendinstitut in
den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts
bis hin zu systematischen Versuchen, kon-
struktive Konfliktbearbeitung und Gleich-
stellung von Jungen und Mädchen zu för-
dern, wurde wie in kaum einer anderen
europäischen Demokratie an der Professio-
nalisierung von vorschulischer Pädagogik
zur Förderung autonomer Individuen ge-
arbeitet. Die Mitbestimmungskonzepte der
deutschen Vorschulpädagogik gründen
nicht auf Unterweisung und politischer
Didaktik wie etwa in der nachfolgenden
Bildungsinstitution Schule, sondern auf der
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tie ist es wichtig,
Menschen immer
neu zur Beteiligung
und Verantwortung ihrer eigenen Angele-
genheiten zu ermutigen. Im Umgang mit
Kindern bedeutet das zum Beispiel, über die
Verteilung von Verantwortung in der Kita
nachzudenken und Möglichkeiten zu schaf-
fen, damit Kinder und Erwachsene ihre
Kompetenzen angemessen einbringen kön-
nen“.5
Kern des Situationsansatzes ist, dass ein
pädagogisches Angebot an ein einzelnes
Kind bzw. eine Kindergruppe an der jewei-
ligen Lebenswelt und den dort vorhande-
nen Lernmöglichkeiten ansetzen soll – was
erfordert, dass man vor der Planung pä-
dagogischer Projekte den Entwicklungs-
stand und die Lebensbedingungen der Kin-
der erfassen muss. Dazu sollen von den Er-
zieherinnen in Zusammenarbeit mit allen
für das einzelne Kind bedeutsamen Erwach-
senen „Schlüsselsituationen“ identifiziert
werden, in denen Kinder auf exemplarische
Weise lernen, wie sie diese Situationen ver-
stehen, mitgestalten und verändern können.
Aus diesen Identifizierungen heraus werden
dann pädagogische Projekte entwickelt, in
denen die Kinder Handlungskompetenz
mit den Zielen Autonomie und Solidarität
erwerben können.6
In zweifacher Hinsicht stehen Situations-
ansatz und deutsche Partizipationskonzepte
dem, was praktische Pädagogik und Demo-
kratie als Herrschaftssystem bedeutet, entge-
gen: Zum einen haben empirische Unter-
suchungen zum Situationsansatz gezeigt,
dass er leider zu selten im Sinne des gedach-
ten Konzeptes umgesetzt wird. Eine syste-
matische Untersuchung brachte zutage,
dass nur in seltenen Fällen, so Jürgen Zim-
mer, die Bedürfnisse und Interessen von
Kindern durch eine gründliche Analyse ih-
rer Lebenssituation ermittelt werden. Zu-
dem herrscht offenbar das Missverständnis
vor, man müsse die Situation, in der sich
ein Kind in der Einrichtung aktuell befin-
det, zum Anlass nehmen, um dazu unter-
stützende und fördernde Angebote zu ma-
chen. Dadurch entstehe der Eindruck einer
planerischen Abstinenz. Bei einer solchen
Arbeitsweise sei zu befürchten, dass nur ein
geringer Teil kindlicher Interessen und
Bedürfnisse überhaupt wahrgenommen
werde.7  Hinzu kommt das ebenfalls weit
verbreitete Konzept der offenen Gruppen-
arbeit, das nur wenig Elemente enthält, die
einen verbindlichen Gruppenzusammen-
hang mit der entsprechenden gemeinschaft-
lichen Verantwortung unterstützen. Der
Aspekt der Solidarität scheint dem der Au-
tonomie geopfert. Noch problematischer
sah es in Einrichtungen aus, in denen vom
Situationsansatz nichts mehr zu erkennen
war. Dort nämlich wurden Kinder in rüdem
Ton reglementiert, willkürlich zu diesem
und jenem angehalten, ermahnt, bedroht,
angebrüllt und – besonders problematisch
– ironisch gedemütigt.8
Zum anderen liegt den Zielen der deut-
schen Partizipationspädagogik generell ein
(harmonischer) Demokratiebegriff zugrun-
de, der der politischen Wirklichkeit nur
zum Teil entspricht. Demokratie ist ja in
erster Linie eine Herrschaftsform, die sich
in den westlichen Industriestaaten in lan-
gen und blutigen Auseinandersetzungen als
Alternative zu Tyrannei und Machtmiss-
brauch und im Kampf um Interessenkon-
flikte entwickelt hat – die aber auch immer
wieder gefährdet ist. Folgende Schwierigkei-
ten tun sich in der pädagogischen Praxis auf,
will man Kinder an diese Herrschaftsform
Wird jede Entscheidung zur Abstimmung gestellt, wird die Demokratie ad absurdum geführt,
denn ohne Regeln kann sie nicht funktionieren – vor allem, wenn die Kinder noch nicht gelernt




Unser Rentensystem basiert darauf, dass die
Jüngeren die Renten der Älteren finanzieren.
Für die jeweilige Generation sind daher die
Zahl der Beitragszahler – und damit der
Beschäftigten –, die Zahl der nachwachsen-
den Kinder – der zukünftigen Beitragszahler
– und die Zahl der Rentner entscheidend.
Die Situation auf dem Arbeitsmarkt, der
Rückgang der Geburtenrate  und die demo-
graphischen Veränderungen wirken also




„Die Märkte der Zukunft“, so Müntefering
„fangen in den Köpfen unserer Kinder an“.
Bis zum Jahr 2010 wolle man die Investitio-
nen in Forschung und Entwicklung von
derzeit 2,5 % auf 3 % des Bruttoinlands-
produkts erhöhen. Deutschland hat gute
Möglichkeiten für Fortschritt, so Münte-
fering. Fortschritt sei aber immer auch damit
verbunden, dass Menschen etwas riskieren.
Wichtig sei deshalb die Zuversicht der Men-





können Unternehmen sowohl zu einer besse-
ren Balance von Familie und Arbeitswelt
beitragen, als auch ihre Wirtschaftlichkeit
verbessern. Familienfreundlichkeit ist somit
nicht nur eine Frage der Gerechtigkeit, son-




Für Liberale sind soziale Bindungen in Fa-
milie und Verantwortungsgemeinschaften
besonders wertvoll. Kinder sind die Zukunft
unserer Gesellschaft, mehr aber noch die




Demokratie leben lernen – von Anfang an
heranführen: Kinder werden erst mit 18 Jah-
ren wirkliche Demokratieerfahrungen im
Hinblick auf Entscheidungen machen kön-
nen, von denen sie selbst durch ihre
Mehrheits- oder Minderheitenposition be-
troffen sind. Vorher sind sie in praktischer
Politik – abgesehen von den wenigen
Kinderparlamenten, die wirklich etwas zu
sagen haben – „nur“ Zuschauer (und das ist
für sie meist extrem langweilig) und kön-
nen lediglich hoffen, dass ihre Interessen in
einer Politik für Kinder berücksichtigt wer-
den.
Pädagogik findet zumeist in kleinen
Gruppen statt, in denen alle in gleicher
Weise an Entscheidungen beteiligt werden
können. Demokratische Herrschaftsver-
fahren dagegen beruhen – verglichen mit
den basisdemokratischen Grundideen in
der Pädagogik, bei denen tatsächlich ja je-
der gehört werden kann – auf repräsentati-
ven Modellen der Mitbestimmung und Dis-
kurs- und Abstimmungsprozeduren, die ein
Höchstmaß persönlicher Freiheit und Un-
abhängigkeit garantieren sollen. Ihr Funk-
tionieren ist auf politische Repräsentanten
(Regierungschefs, Präsidenten, Oppositi-
onsführer) angewiesen, deren Macht par-
lamentarisch begrenzt ist. Solche formellen
Beziehungsstrukturen gibt es in Ansätzen
zwar auch in Kindergärten und Schulen
(z.B. Eltern- und Schülervertretungen). Sie
werden jedoch nur selten im Sinne demo-
kratischer Willensbildung genutzt.
Insgesamt gibt es im Vorschulbereich
kaum konkrete Vorstellungen davon, wie
man Demokratie lernt – abgesehen von
Teilbereichen sozial-emotionaler Lernziele
und Methoden. Dazu gehören vor allem
Verhaltensregeln bei Konflikten, die den
Kindern immer wieder und zum Teil ver-
geblich abverlangt werden (darüber reden,
statt schlagen; fragen, statt wegnehmen
usw.). Und auch bei der Vermittlung dieser
Regeln herrscht eher die in Schulen übli-
che Unterweisung durch die Pädagogen vor,
als dass den Kindern Lernformen angebo-
ten würden, in denen sie an der Entwick-
lung der Regeln beteiligt wären, aus ihren
„Fehlern“ lernen und so ihren Sinn verin-
nerlichen könnten.
Versucht man, die Hinführung der Men-
schen zu demokratischen Staatsbürgern als
Erziehung zu beschreiben, dann ergibt sich
– ein weiteres Problem der Demokratieer-
ziehung – ein Dilemma: Wie kann man in
Abhängigkeitsverhältnissen Unabhängig-
keit (oder gar Zivilcourage) lernen? Das
Beziehungsverhältnis zwischen Eltern, Er-
ziehern und Kindern ist zwar auch mit
Herrschaftsverhältnissen vergleichbar, doch
werden diese nach anderen als den poli-
tisch-demokratischen Prinzipien gestaltet.
Sie sind nicht nur mit der Unmündigkeit
der Kinder durchaus hinreichend und plau-
sibel begründet, sondern auch damit, dass
Kinder erst lernen müssen, in der komple-
xen Welt, die von den Erwachsenen gestal-
tet wird, Verantwortung zu übernehmen.
Ab wann aber können sie dies? Oder anders:
Wie lernen sie dies entsprechend ihren
wachsenden Fähigkeiten innerhalb von Ab-
hängigkeitsverhältnissen? Und: Wer bringt
ihnen dies in einem Lernfeld bei, in dem
sie üben können und dabei auch scheitern
dürfen?
Nicht jeder Erwachsene, der – wie im
Stuhlkreis einer Kindergruppe – nur ein-
fach mitmachen möchte, kann im politi-
schen Kräftespiel „mitmischen“. Er muss
sich dazu z.B. in einer Parteienhierarchie
hocharbeiten, mit massen- und werbepsy-
chologischen Mitteln eine gesellschaftspo-
litische Position erarbeiten, „an der man
nicht mehr vorbeikommt“ oder in zähem
ausdauernden Engagement einen politisch
meist unspektakulären Wirkungsort finden.
Er muss debattieren können, harte Banda-
gen haben und (in Maßen) seine Ellenbo-
gen gebrauchen können. Man wird auch
nicht à priori – wie in einem Stuhlkreis in
einer Kindertagesstätte oder wie in pädago-
gischen Situationen – gefragt, ob man Poli-
tik aktiv mitgestalten will. Man muss selbst
aktiv werden. Wie und wo aber lernt man
das? Und wie und wo lernt man, dass Ver-
trauen auf politische Programme gut, Kon-
trolle der politischen Entscheidungen aber
besser ist? Wie lernt man Verfahren, die hel-
fen, Machtmissbrauch zu verhindern – das
Wichtigste, das Demokratie im Vergleich zu
anderen Herrschaftsformen hat?
An den Themen „Macht“ und „Kontrolle
von Macht“ von Beginn gesellschaftlicher
Erziehung an werde ich den Standpunkt
entwickeln, dass Angebote demokratisch
orientierter Verfahren – wie elaboriert sie
auch sein mögen – allein noch nicht reichen,
um Kindern Demokratie schmackhaft zu
machen. Mit meinem Vorschlag „Demokra-
tie-Werkstatt“ möchte ich zeigen, dass es zu
professioneller Pädagogik gehört, auch für
HSFK-Standpunkte 3/20054
die Kleinsten Lernfelder zum Umgang mit
Macht und Machtmissbrauch bereitzustel-
len. Es wird mir vor allem darum gehen, die
Praxis demokratischer Herrschaftsver-
fahren zum Gegenstand kindlichen Lernens
zu machen.
Demokratie – kein großer Akt?
Erziehung zur Demokratie wird im allge-
meinen als Erziehung zur Partizipation ver-
standen, ohne dass genauer danach gefragt
wird, wie die partizipativen pädagogischen
Konzepte auf die Realität demokratischer
Routinen abgestimmt sind. Wenn man etwa
Erzieherinnen befragt, wie sie im Rahmen
ihres Verständnisses vom Demokratie-Ler-
nen Kinder an Entscheidungen beteiligen,
dann wird häufig so geantwortet: „Selbst-
verständlich befragen wir die Kinder nach
ihren Wünschen, sie können zwischen un-
seren Angeboten frei wählen.“ Nur selten
wird so deutlich geäußert: „Mir wäre das
Undemokratische lieber, das sage ich ganz
ehrlich!“ Häufig wird auf das Interesse von
Kindern auch dadurch eingegangen, dass
man „ganz vernünftig“ darauf verweist, dass
das, was sie wollen, nicht geht. Nur selten
haben Kinder deshalb Gelegenheit, die Rea-
lisierung ihrer Interessen etwa in Probe-
situationen selbständig zu planen, die Kon-
sequenzen ihres Handelns mit allen Risiken
kennen zu lernen und daraus neue
Handlungsoptionen zu entwickeln.
Demokratie wird in vorschulischen Ein-
richtungen häufig als ein weitgehend
konfliktfreies Beziehungssystem gedacht, in
dem alle Wünsche mehr oder weniger er-
füllt werden und harmonische Lösungen bei
divergierenden Interessen das erstrebens-
werte Ziel darstellen. So stellte beispielswei-
se eine Leiterin jeder der drei Gruppen ih-
rer Einrichtung einen außerplanmäßigen
Etat von 300 Euro für Anschaffungen mit
der Auflage zur Verfügung, es müsse mit den
Kindern unter demokratischen Gesichts-
punkten darüber entschieden werden, wie
diese Mittel genutzt werden sollten. In ei-
ner der Gruppen sollten sich die Kinder für
verschiedene Bereiche melden, zu denen sie
erarbeiten sollten, was fehlt, was ergänzt
oder neu beschafft werden sollte. Dies soll-
te dann in der Gruppe zusammengetragen
und entschieden werden. Da sich die Mäd-
chen-Gruppe „Puppenecke“ eine (teure)
Puppenwaschmaschine gewünscht hatte,
„besprachen“ die Erziehern mit den Kin-
dern, dass dies wegen der Kosten aus dem
Rahmen fiele (dann bliebe ja für die ande-
ren zu wenig übrig) und deswegen nicht
gewählt werden sollte. Die Bewertung des
Verfahrens als „gelungen“ wurde von der
Leiterin folgendermaßen kommentiert: „Da
die großen Posten schon vorher aussortiert
wurden, konnten alle genannten Wünsche
erfüllt werden. Die mussten nicht über et-
was abstimmen, wo zu viele Wünsche im
Spiel waren, die das Budget überstiegen.“
Die Vermeidung des Konflikts, in der Grup-
pe darüber zu streiten, ob etwas Teures zu
ungunsten anderer Interessen durchgesetzt
werden kann oder soll, bringt letztlich nur
für die Erzieherin eine harmonische Lö-
sung, nicht aber für die Mädchen, die ver-
zichten müssen, ohne dass dies mit den an-
deren Kindern diskutiert worden wäre. Und
es verspielt die Chance der Lernerfahrung,
was es bedeutet, sich mit anderen eigenstän-
dig auseinander zu setzen und nach einer
akzeptablen Lösung für alle zu suchen.
Auf diese oder ähnliche Weise werden
Partizipationsverfahren in Kindergärten
häufig so eingeleitet, dass Interessenkonflik-
te möglichst vermieden werden können.
Aus einer pädagogischen Perspektive ist es
durchaus plausibel, die täglichen Arrange-
ments so anzulegen, dass sie nicht zwangs-
läufig zu Interessengegensätzen führen. Die
Kinder können aus Alternativen wählen,
deren Grundlagen gesichert sind. Sind dies
aber Maßstäbe oder Kriterien, an denen
man demokratische Verhältnisse und Ver-
fahren messen kann? Geht es tatsächlich so
harmonisch in Demokratien zu? Besteht der
Vorteil von Demokratie nicht gerade darin,
dass sie allen ihren Bürgern ermöglicht, bei
knappen Ressourcen an der Entscheidung
ihrer Verteilung beteiligt zu sein?
Wachsende Autonomie in
sozialer Verantwortung
Im pädagogischen Alltagsverständnis gilt: Je
jünger die Kinder sind, desto weniger sind
ihre Fähigkeiten entwickelt, für sich selbst
oder gar für andere Verantwortung zu über-
nehmen. So richtig diese Feststellung zu sein
scheint, so irreführend ist sie dennoch. Sie
unterstellt, dass es nur die volle oder gar
keine Verantwortung für sich selbst gäbe.
Definiert man jedoch eine bestimmte Auf-
gabe, einen Bereich oder ein Beziehungs-
feld genauer, dann wird verständlich, wa-
rum man auch einem kleinen Kind
zutrauen kann, für sich selbst in diesem
Raum eine begrenzte Verantwortung zu
Bildergalerie Demokratie-Werkstatt: Entschieden werden soll hier, wessen Bild als Blickfang im Eingangsbereich aufgehängt werden
soll. (1) Die Kinder stehen geduldig Schlange, um sich in die Anwesenheitsliste einzutragen....
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Demokratie leben lernen – von Anfang an
Im Zeitalter des aufgeklärten
Patriarchen
Demokratie in der Familie ist schön.
Noch schöner ist es, wenn die Eltern
das Sagen haben.
(Internes Protokoll der Sitzung des
Familienrats vom 10.8.2001, letzte Sitzung
vor der Sommerpause. Tagesordnungs-
punkt: Abstimmung der Anträge.)
Antrag der Regierungsfraktion: Dieses
Jahr Urlaub am Meer.
Opposition: „Ich will auf den Bauernhof
in den Bergen Kälbchen streicheln.“
Ich bitte um das Handzeichen: Zwei Stim-
men für das Meer, eine für die Berge. Also
Urlaub in den Bergen.
Wir kommen zum Antrag der Opposition:
Anschaffung eines Streichelponys. Begrün-
dung: „Streichelponys sind sooo süß!“
Regierungslager: Zu teuer, wo soll das
denn stehen, und es macht nur Ärger und
Dreck.
Abstimmung: Für den Antrag eine Stim-
me, dagegen zwei. Ein Pony wird es nicht
geben.
(Protokoll Ende)
Bernhard Pötter über Kinder. Quelle: taz
TAZ Nr. 6534 vom 28.8.2001, Seite 13
übernehmen. Was wäre die Voraussetzung
dazu? Man müsste die Rahmenbedingun-
gen dieser Verantwortung verhandeln
(„Wenn du das oder das alleine tun möch-
test, dann musst du bereit sein, dich an die
und die Regeln zu halten“). Das können die
einen Kinder besser, die anderen weniger
gut, die einen weitreichender, die anderen
in nur begrenztem Umfang. In dem Maße
wie sie wachsen, sollten diese Bereiche je-
doch zunehmend größer und damit auch
die Eigenverantwortlichkeiten umfangrei-
cher werden.
Kinder brauchen zur Entwicklung ihres
politischen Selbstbewusstseins vor allem
eines: Sie brauchen Zutrauen, Ermutigung
und Erfolg. Was aber trauen Erwachsene
ihren Kindern zu? Wie ermutigen sie Kin-
der? Das kann von Mensch zu Mensch, von
Vater zu Mutter, von Eltern zu Erziehern
ganz unterschiedlich sein. In unserer deut-
schen Gesellschaft scheint eher Misstrauen
vorzuherrschen: Das kann das Kind noch
nicht, das ist zu gefährlich, die Kinder ha-
ben ja nur Unsinn im Kopf. Oder schlim-
mer die Vorstellung: Das Kind missbraucht
das Vertrauen (Ich traue dem Kind nicht).
Ganz besonders schwer wiegt das Vertrau-
ensverhältnis dann, wenn es darum geht, ob
die Kinder oder die Erzieherinnen die
„Bestimmer“ sein sollen (Kinder an die
Macht?).
Die Angst, von den Kindern überstimmt
zu werden, geht von der Vorstellung einer
vollständig demokratischen Verfassung ei-
ner Kindertagesstätte aus. Das ist natürlich
unrealistisch. Als Einrichtung innerhalb ei-
ner Demokratie erledigt sie unter den de-
mokratisch erarbeiteten gesetzlichen und
pädagogischen Rahmenbedingungen die
Aufgabe öffentlicher Kindererziehung, bei
deren Realisierung die Eltern ein gewisses
Mitbestimmungsrecht haben. Was in der
Einrichtung geschehen kann und was nicht,
unterliegt einer ganzen Reihe von Gesetzen,
Bestimmungen und Konzepten, die der Trä-
ger einer Einrichtung mehr oder weniger
konsequent kontrolliert. Da Vorschulerzie-
hung in Deutschland gesetzlich als „fami-
lienergänzend“ verankert ist, stehen gesell-
schaftliche bzw. staatsbürgerliche Erzie-
hungsziele in der zweiten oder gar dritten
Reihe (wenn sie überhaupt debattiert wer-
den).
Demokratie als Herrschaftsform fängt für
den einzelnen Menschen erst dort an, wo
er als mündiger Staatsbürger wahlberech-
tigt und wählbar wird. Die Entscheidungen
eines Kinderparlaments in einer Kinderta-
gesstätte z.B. hat deshalb letzten Endes die
Leiterin zu verantworten und nicht das Par-
lament oder die vom Parlament gewählte
„Regierung“. Die (pädagogische) Verant-
wortung für Entscheidungen in einer Kin-
...(2) Eine wichtige Fähigkeit, die es in der Demokratie-Werkstatt zu erlernen und erproben gilt, ist das Argumentieren und Über-
zeugen. Jeder stellt sein eigenes Bild den anderen vor und begründet, warum sie dieses auswählen sollen....
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dertagesstätte können Erzieher nur sehr be-
dingt auf demokratisch orientierte und al-
lein von den Kindern getragene Entschei-
dungsstrukturen verlagern. Von daher wäre
die Angst (von Erzieherinnen) vor Partizi-
pation eigentlich unbegründet.
Wenn Erzieher ihre Arbeit planen, haben
sie – wie alle anderen, die ihre Arbeit selbst
planen können – natürlich vorrangig ihre
eigenen Interessen, ihre eigenen Ängste und
ihre eigenen Sorgen im Blick. Diese Positi-
on zu verändern, auch nur ein Stück weit,
etwa indem sie riskieren, die Interessen,
Ängste und Sorgen der anderen durch die-
se selbst artikulieren zu lassen oder gar die-
sen anderen Personen Anteil an der Ent-
scheidungsmacht zu geben, ist vor allem
dann schwierig, wenn man glaubt, etwas zu
verlieren. Und dabei nicht ahnt, was man
gewinnen kann. Der vermeintliche Macht-
verlust wird jedoch aller Erfahrung nach erst
dort zu einem Kampf mit den Kindern um
die Herrschaft, wo ein Machtvakuum ent-
steht oder wo Macht von Erzieherinnen
über ein erträgliches Maß hinaus miss-
braucht wird.
Am folgenden Fallbeispiel möchte ich das
Zusammentreffen unterschiedlicher Inter-
essen von Kindern, Eltern und Erzieher und
deren Auffassungen von Mit- und Selbst-
bestimmung ausbreiten, um daraus einige
Vorschläge abzuleiten, wie Erziehung zur
Anwendung demokratischer Verfahren ge-
staltet werden könnte.
Kinder, Erzieherinnen, Eltern:
Wir und die anderen
Die Scheu vor Partizipation kann mit der
bewussten oder unbewussten Haltung der
Eltern oder Erzieherinnen verbunden sein,
dass die Kinder für die Erzieher da seien und
nicht umgekehrt. Dies kann zum Beispiel
bei der Planung von Sommerfesten deut-
lich werden, wenn sich Einrichtungen mit-
einander vergleichen: Welches Fest war bes-
ser, schöner, interessanter? Kinder sind
dabei häufig weniger Hauptpersonen als
Staffage. Fragt man sie unvoreingenommen,
dann soll ein Kinderfest eigentlich die glei-
chen „Attraktionen“ enthalten wie ihr all-
tägliches Spiel auch („eigentlich brauchen
wir gar kein Fest“), der Charakter eines Fe-
stes wird deshalb zumeist von den Interes-
sen der Erwachsenen bestimmt.
Es ist eine nachvollziehbare Überlegung,
alle Planungen eines solchen Festes darauf-
hin auszurichten, dass man als Erzieher
möglichst wenig Anstrengung und Konflik-
te erwarten muss und mögliche Interessen-
konflikte vorwegnimmt, in dem man sich
auf die Adressaten einstellt („Wir wissen ja,
wie die Eltern sind und was sie wollen“; „Ich
kann mir nicht vorstellen, dass die Kinder
das nicht toll finden“). So bleibt man als
Team, das sich ja – oft mühsam genug un-
tereinander über kontroverse Interessen
einzelner Kolleginnen verständigen muss –
vor langatmigen Auseinandersetzungen mit
Eltern und Kindern verschont, reduziert al-
lerdings die Kinder, Mütter und Väter auf
Adressaten von Animationen.
Diesen Anstrengungen wollte sich der
Leiter9  einer Kindertagesstätte aussetzen
und Team und alle Kinder konsequent an
den Planungsentscheidungen zum Fest teil-
haben lassen, auch wenn einzelne Kollegin-
nen auf die Konsequenzen der dann einge-
leiteten Mitbestimmungsprozesse unvor-
bereitet und auch nur mit halbem Herzen
dabei waren. Auch für die Kinder war es das
erste Mal, dass sie in eine Entscheidung die-
ser Art mit einbezogen wurden. Aus den drei
Gruppen der Einrichtung wurden zunächst
Vorschläge der Kinder gesammelt, welche
Spielaktivitäten während des Festes ange-
boten werden sollten. Das Team stellte dar-
aus ein Gesamtliste zusammen und musste
klären, ob man vorab Vorschläge streichen
solle („die sich sowieso nicht realisieren las-
sen“). Besonders auffällig erwies sich dabei,
dass der Vorschlag „Eisenkugel“ aus „Sicher-
heitsgründen“ zunächst abgelehnt wurde,
bis man schließlich auf die Idee kam, es kön-
...(3) Es kommt zur Abstimmung: Jedes Kind legt auf das Bild seiner Wahl einen Bauklotz.... ... (4) Zwei Bilder mit der gleichen Anzahl an Bauklötzen : Nun gibt es eine Stichwahl...
HSFK-Standpunkte 3/2005 7
Demokratie leben lernen – von Anfang an
ne sich ja bei dem Vorschlag um das fran-
zösische Boule-Spiel gehandelt haben. Wäre
es nicht ratsam gewesen, dies bereits im Vor-
feld mit den Kindern zu klären? Hier hätte
sich z.B. das Verfahrensmodell „Kinder-
konferenz“ angeboten, in dem man die Vor-
aussetzungen und Möglichkeiten von Som-
merfesten mit den Kindern hätte bespre-
chen können. Im Nachhinein kommentierte
eine der Erzieherinnen: „Ich habe gemerkt,
dass es schwierig ist, von den Kindern Ide-
en zu bekommen, weil die das ja nicht ge-
wohnt sind, selbst zu entscheiden. Das müs-
sen die erst einmal lernen.“ Eine andere er-
gänzte: „Wenn du anfängst damit, dass die
Kinder ihre Vorschläge bringen sollen, dann
können wir doch nicht sagen, das oder das
nehmen wir, das gefällt uns, und das ande-
re lassen wir weg. Ich meine, mir wäre das
Undemokratische lieber. Wir sind immer
sehr schnell dabei zu sagen, das geht nicht.
Aber: Wie bringe ich es demokratisch rüber,
dass das nicht geht?“
Anschließend wurde im Team diskutiert,
wie man pro Gruppe Delegierte wählen
könne, die über die von den Erzieherinnen
vorsortierten Vorschläge aller Kinder mehr-
heitlich abstimmen sollten. Vielleicht lag es
daran, dass keiner Kollegin so richtig klar
war, um welche Qualität von Entscheidung
es eigentlich gehen sollte, jedenfalls
schwankten die Bezeichnungen dieses Gre-
miums ebenso, wie später in den Gruppen
ganz unterschiedliche Wahlverfahren ange-
wandt wurden (geheime Wahl mit Stimm-
zetteln, nacheinander hinter die Kandida-
ten stellen und öffentlich auszählen, zu den
Kandidaten stellen, bis alle Kinder sich auf
die Kandidaten aufgeteilt haben). Muss man
nicht solche Prozesse so vorbereiten, dass
sie einer „Demokratieprüfung“ standhal-
ten? Und was sind dafür die Kriterien?
Im Teamgespräch nach der gesamten Ak-
tion wurde dann auch offenkundig: „Wir
haben es auch nicht so ganz demokratisch
angelegt, indem wir die Kinder, die wir ger-
ne in dem Entscheidungsgremium gehabt
hätten, als erste zur Wahl präsentiert haben
und uns eigentlich schon klar war, dass wohl
alle diese wählen würden. Und die Kinder,
die wir nicht haben wollten, haben wir dann
zum Schluss aufgestellt. Im Endeffekt wur-
den dann auch die Kinder gewählt, die wir
gerne in dem Gremium haben wollten. Ich
habe also die Wahl beeinflusst.“
Nachdem die Delegierten der drei Grup-
pen feststanden, wurde das Gremium ein-
berufen und die Liste der Kindervorschläge
systematisch zur Abstimmung per Hand-
zeichen („Melden“) gestellt. Erst hier zeigte
sich, dass manche Vorschläge eigentlich
zwei Spiele beinhalteten und andere der
Gremienleiterin undurchführbar erschie-
nen (wenn nicht gar zuwider waren). Dies
...(5) Die Stimmen der Stichwahl werden ausgezählt. Ein Bild hat deutlich mehr Stimmen als das andere...
UN-Kinderrechtskonvention




(1) Die Vertragsstaaten sichern dem Kind,
das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu
bilden, das Recht zu, diese Meinung in
allen das Kind berührenden Angelegenhei-
ten frei zu äußern, und berücksichtigen die
Meinung des Kindes angemessen und
entsprechend seinem Alter und seiner
Reife.
(2) Zu diesem Zweck wird dem Kind ins-
besondere Gelegenheit gegeben, in allen
das Kind berührenden Gerichts- oder
Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar
oder durch einen Vertreter oder eine geeig-
nete Stelle im Einklang mit den innerstaat-
lichen Verfahrensvorschriften gehört zu
werden.
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lässt sich an folgendem Ausschnitt aus dem
Prozess ablesen. Das Gremium hat über
sechs Vorschläge abgestimmt, dann verliest
die Erzieherin den nächsten: „Reise nach
Jerusalem, geht so etwas draußen? Kinder:
Jaaah. Erzieherin: Was braucht man dafür?
Kinder: Stühle. Erzieherin: Und Platz
braucht man dafür auch. Kind: Da muss
man Stühle so in einer Reihe aufstellen,
und wenn die Musik ausgeht, muss man
sich schnell hinsetzen. Erzieherin: Haben
wir Musik im Garten? Kinder: Neeeiiin.
Während die Kinder ansetzen eine Lösung
für das Musikproblem zu entwickeln, un-
terbricht die Erzieherin sie: Ihr wisst, dass
wir hier noch ganz viele Spiele haben. Also
bei ein paar Sachen müsst ihr euch mal
nicht melden, sonst sitzen wir nämlich
morgen früh noch hier.“
Das Sommerfest enthielt dann doch weit-
gehend die von den Kindern vorgeschlage-
nen und im Gremium ausgewählten Ange-
bote (auch wenn die demokratische Orien-
tierung noch zu wünschen übrig ließ),
worüber die Kinder nicht nur hoch zufrie-
den, sondern auch stolz waren, dass es ihr
eigener Anteil am Fest war. Sie konnten sich
auch noch Monate danach an Einzelheiten
des Wahlprozesses und die ausgewählten
Spiele erinnern. Noch einmal aber wollten
sich die Erzieherinnen nicht auf eine sol-
che Mitbestimmung der Kinder an der Pla-
nung einlassen: „Die Kinder waren mit dem
Sommerfest zwar zufrieden, wir fanden es
aber ziemlich lahm. Wir haben Sachen an-
geboten, die man schon vor 20 Jahren ge-
macht hat, mein Ego war da wohl nicht be-
friedigt. Das hat wahrscheinlich auch mit
dem Konkurrenzkampf der Einrichtungen
untereinander zu tun, die sich überbieten
wollen, was sie für ein tolles Sommerfest
machen. Aber da es ja ein Sommerfest für
die Kinder sein sollte, war es wohl so in Ord-
nung. Die befragten Kinder waren durch-
weg begeistert. Auch die Eltern haben uns
ein gutes Feedback gegeben. Selbst die grö-
ßeren Geschwisterkinder fanden das Fest
und die angebotenen Spiele gut.“
Die meisten Eltern hatten das Auswahl-
verfahren mitbekommen, weil manche von
ihnen wegen der Gremiensitzung auf ihre
Kinder warten mussten. Und für ein Mäd-
chen, das mit der Enttäuschung fertig wer-
den musste, noch nicht eingeschult zu wer-
den, war die Wahl in das Gremium eine
persönliche Bestätigung. Die Mutter hatte
erzählt, wie stolz ihre Tochter gewesen sei.
Da in dieser Einrichtung das Sommerfest
mit einer Elterngruppe gemeinsam geplant
worden war, konnten ihre Interessen Be-
rücksichtung finden.
Was lässt sich aus diesen Erfahrungen als
Standpunkt dazu formulieren, wie Demo-
kratie an Kinder von Anfang an positiv ver-
mittelt werden kann? Wie kann man Über-
forderungen vermeiden, Enttäuschungen
aushalten lernen und Unklarheiten in for-




In der Fachliteratur gibt es zahlreiche Kon-
zepte zu demokratischen Lernzielen und -
methoden. So werden z.B. in einer UNICEF-
Broschüre10  die Kriterien für partizipative
Pädagogik folgendermaßen beschrieben:
Kinder müssen verstehen können, um
welches Projekt bzw. welches Thema es
geht, wozu es gut sein soll und was ihre
Rolle darin ist.
Die Macht- und Entscheidungsstruktu-
ren müssen transparent sein.
Kinder sollten schon frühestmöglich an
einer Initiative beteiligt werden.
Alle Kinder sollten mit gleichem Respekt
behandelt werden, und zwar unabhängig
von ihrem Alter, ihrer Herkunft, ihrer
Ethnizität, ihren Fähigkeiten oder ande-
ren Faktoren.
Mit allen Kindern sollten zu Beginn
Grundregeln eingeführt werden.
Die Beteiligung sollte freiwillig sein und
Kindern sollte erlaubt sein, zu jedem Zeit-
punkt zu gehen.
Dieses und andere Konzepte sind allerdings
bei genauerer Betrachtung zu wenig präzi-
se, um Anhaltspunkte dafür zu geben, wie
die Verfahren im Einzelnen und vor Ort in
pädagogische Settings und Interventionen
...(6) Das Bild, für das sich
die Mehrheit entschieden
hat, wird  zum Aufhängen
vorbereitet und mit einem
Rahmen versehen.
Das Ergebnis der Demokratie-
Werkstatt hängt künftig für
alle sichtbar im Eingangs-
bereich und ihr Verlauf wird
auch dadurch allen in
Erinnerung bleiben.
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umzusetzen seien. Deshalb bleibt Erziehe-
rinnen meist nichts anderes übrig, als auf
ihr ganz persönliches Verständnis von Pä-
dagogik und Demokratie zurückzugreifen.
Schaut man sich in der Kindertagesstätten-
praxis z.B. Diskurse und Abstimmungsmodi
an, so herrschen in pädagogischen Arran-
gements zur Beteiligung von Kindern Stuhl-
kreis, Sprechstein und pädagogische Ziele
vor. Pädagogische Rituale, die sich im Hin-
blick auf pädagogische Ziele durchaus be-
währt haben, sind nur bedingt kompatibel
mit demokratischen Verfahren. Beispiels-
weise wird durch die Festlegung des Verlaufs
eines Sprechsteins (wer fängt an, wo geht der
Stein weiter, wer gibt ihn an wen weiter?)
der vermeintlich demokratische Diskurs
entweder pädagogisch („Der Paul hat noch
gar nichts gesagt!“) oder durch Kumpanei
gesteuert (der Erzieher oder das Kind gibt
den Sprechstein weiter an denjenigen, den
er im Blick hat oder der sein Freund ist).
Nirgends ist von Anwesenheits- und Red-
nerliste, von Repräsentanten oder gar gehei-
mer Abstimmung die Rede, obwohl gerade
letztere zu den unverzichtbaren demokrati-
schen Verfahren gehört.
In dem Beziehungsgeflecht zwischen Lei-
terin (als der obersten Autorität der Einrich-
tung), Team und Kindern ist deshalb schwer
zu erkennen, aus welchen Prinzipien heraus
partizipative Interventionen der Erzieherin-
nen im Einzelfall begründet und in Verfah-
rensweisen umgesetzt werden. Der ober-
flächliche Blick auf die Beziehungsprozesse
etwa anhand der Fallschilderungen zeigt
aber, dass der Hoffnung auf halbwegs ge-
rechte (und die individuellen Interessen je-
des Einzelnen berücksichtigende) Aus-
handlungsprozesse zunächst ein weitgehend
intransparenter Beziehungs-Wirrwarr ge-
genübersteht. Schaut man genauer hin,
dann werden bei den Kindern die Interes-
sen je nach Machtverhältnissen mit Bünd-
nissen, mit Drohungen oder anderen „un-
demokratischen“ Strategien durchgesetzt.
Selbst die „Regeln“, die Erzieher erarbeiten,
sind da nicht ausgenommen, auch wenn sie
mit dem Gemeinwohl begründet werden.
Meist sind Ansätze demokratischer Struk-
turen sowohl im Team als auch bei den Kin-
dern vorhanden. Kinder und Pädagoginnen
kommen ja nicht als „unbeschriebene Blät-
ter“ in die Bildungseinrichtungen, sie haben
bereits eine Reihe von mehr oder weniger
demokratischen „Welterfahrungen“ ge-
macht. Ein Prüfstein der Beurteilung da-
bei ist also, ob und wie eine Erzieherin von
ihren didaktischen Zielen abrücken kann,
etwa welchen Ausgang der Entscheidungen
man sich als Erzieherin selbst wünscht.
Hierbei muss man unterscheiden zwischen
professioneller Beeinflussung auf der Ebe-
ne der Gruppenpädagogik und dem Bereit-
stellen demokratischer Lernfelder. Wäh-
rend die direktive Intervention (etwa um
Prozesse abzukürzen oder die Macht-
balance zu beeinflussen) seitens der Pä-
dagoginnen bei ungerechtfertigter Macht-
ausübung einzelner Kinder im Allgemeinen
ja durchaus ihre Berechtigung hat, ist sie
bei der Anwendung in demokratisch ori-
entierten Verfahren fehl am Platze. Mit an-
deren Worten: Man muss als Erzieher aus-
halten können, dass demokratische Ver-
fahren viel Zeit beanspruchen und dass sich
bei Abstimmungen Verhältnisse durchset-
zen, die nicht immer mit pädagogischen
Erwartungen von Gleichheit und Harmo-
nie übereinstimmen oder ihnen gar wider-
sprechen. Man muss bei demokratischen
Verfahren davon ausgehen, dass Demokra-
tie keine pädagogische Veranstaltung ist –
auch wenn es in beiden einiges an Gemein-
samkeiten gibt wie etwa die Beachtung der
demokratischen Grundwerte (z.B. Men-
schenwürde).
Wenn man mit Kindern demokratische
Entscheidungen treffen will, kann man
nicht davon ausgehen, dass die Kinder wis-
sen, wie ein solcher Vorgang funktioniert.
Sie kennen weder den Ablauf, noch die Re-
geln, geschweige denn die Strategien oder
Möglichkeiten, schon gar nicht die „Tricks“
des politischen Kampfes. Dies trifft auch
auf viele Erzieherinnen zu, die sich deshalb
nicht nur schwer damit tun, für ihr eigenes
Team eine demokratische Orientierung
einzuführen, sondern auch die angemesse-





Kindertagesstätten sind Einrichtungen in-
nerhalb der Demokratie mit mehr oder we-
niger festgelegten Aufgaben und Zielen, die
in hierarchische Institutionsstrukturen ein-
Bildung/Kompetenzentwicklung
Bildung wird als Selbstentfaltung und
Kompetenzentwicklung in sozialer Verant-
wortung von der Einrichtung konzipiert
und als lebenslanger Prozess verstanden.
Die Fachkräfte fördern eine
Persönlichkeitsentwicklung des Kindes zur
Selbständigkeit und Gemeinschafts-
fähigkeit. Sie vermitteln den Kindern
Wissen und Kompetenz, indem sie die
neugierige Suche der Kinder nach erweiter-
ten Erkenntnissen und neuem Wissen in
bisher unbekannte Zusammenhänge er-
möglichen und verknüpfen. Wissen und
Kompetenz werden im Bewusstein von
Verantwortung für sich und andere
vermittelt.
Die Einrichtung stellt Zeit und Räumlich-
keiten zur Verfügung, in denen Kinder
Platz für eigene Gestaltungsideen haben
und über aktives Tätigsein und Erleben
Sinnzusammenhänge erfahren können.
Quelle: Abschnitt 2.6 aus
„Grundsätze pädagogischer Arbeit in Tages-
einrichtungen für Kinder in Hessen“.
Empfehlung, verabschiedet vom
Landesjugendhilfeausschuss Hessen
am 22. Februar 1999
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gebunden sind. Wenn Einrichtungen Kin-
dern demokratische Lernfelder anbieten
möchten, dann können sie das nur, wenn
sie neben ihren Kernaufgaben (Entwick-
lungsförderung der Kinder) Angebote ma-
chen, in denen Kinder die Konsequenzen
ihrer Entscheidungen selbst erfahren kön-
nen. Das bedeutet für die Erzieher, sich in
gewisser Weise auf Risiken einlassen zu
müssen, auf die man die Beteiligten wieder-
um vorbereiten muss. In einer „Demokra-
tie-Werkstatt“ können demokratische Kon-
fliktsituationen erarbeitet und simuliert (an
Interessenkonflikten angeknüpft) werden. Die
Werkstatt bietet im Gegensatz zu einer de-
mokratischen Ernst-Situation die Möglich-
keit der pädagogischen Intervention. Wenn
zum Beispiel ein Kind versucht, ein ande-
res zu manipulieren (nach dem Motto von
Markus: „Mike will das auch“), kann die
Erzieherin in der Demokratie-Werkstatt
pädagogisch eingreifen und versuchen,
Mike in seinen Interessen gegen Markus zu
unterstützen und zu stärken. Dabei kann sie
sich direkt an Mike wenden oder an die Grup-
pe, die mit ihren Ideen in den Konflikt ein-
greift. In einer demokratischen Situation
könnte sie lediglich dann intervenieren,
wenn Mike etwa durch eine Drohung von
Markus am Wählen gehindert würde.
Inhalt der Demokratie-Werkstatt ist,
Fähigkeiten, die zur Teilnahme an demo-
kratischen Prozessen gebraucht werden, in-
dividuell und in intimen Gruppen zu erwei-
tern und die Kinder langsam auf die
demokratische Auseinandersetzung in grö-
ßeren Gruppen vorzubereiten. In dem ge-
schützten Raum der Werkstatt erhalten Kin-
der auf diese Weise die Möglichkeit zur
Vorbereitung auf demokratische Prozesse,
vor allem in folgenden Punkten:
Durch das aktive Erarbeiten demokrati-
scher Verfahren begreifen die Kinder die
Vorgehensweise in demokratischen Pro-
zessen sowie den Zusammenhang zwi-
schen Kandidatur, Programm und Wahl-
ergebnis. Dabei lernen sie auch den
Umgang mit politischen Metaphern und
Formen der Präsentation.
Durch das Üben von Debattieren und
Wählen werden den Kindern zum einen
Wahlverfahren, der Umgang mit Wahl-
ergebnissen und mit Minderheiten nahe
gebracht und zum anderen die Konse-
quenzen von Entscheidungen und Er-
gebnissen veranschaulicht, ohne dass
diese „Ernstcharakter“, d.h. Konsequen-
zen hätten.
Sie werden mit den für eine Demokratie
relevanten Rollen innerhalb der Gruppe
vertraut, indem sie lernen, was ein
Gruppenvertreter, ein Botschafter oder
ein Angehöriger eines Entscheidungs-
gremiums ist und welche Aufgaben und
Erwartungen die jeweilige Rolle mit sich
bringt. Durch die bewusste Auseinander-
setzung mit demokratischen Prozessen
können die Kinder in ihrer individuellen
Entscheidungsfindung unterstützt wer-
den: Sie lernen für sich selbst zu entschei-
den, wann sie sich mit welcher Aktivität
und in welcher Rolle im Prozess einbrin-
gen wollen und können.
Zusätzlich und nicht von geringerer Bedeu-
tung sind die Lernziele, auf die sich Verfahren
in der repräsentativen Demokratie beziehen:
Die Kinder lernen, in größeren Gruppen
Verantwortung zu übernehmen und In-
teressenkonflikte mit Hilfe demokrati-
scher Verfahren gewaltfrei zu lösen.
Die Kinder können die Erfahrung ma-
chen, dass demokratisch gefällte Ent-
scheidungen in massendemokratischen
Strukturen der Kontrolle bedürfen, die
von den Mitgliedern („Staatsbürgern“)
ausgeübt werden muss.
Sie erwerben die Fähigkeit, sich gegen
„Handstreiche“ und Willkür zur Wehr zu
setzen und verstehen, welche Rolle Zivil-
courage in Demokratien spielt.
Erfolgsaussichten, Risiken und
Nebenwirkungen
All das geht nur, wenn man als Erzieher/
Erwachsener bereit ist, Macht abzugeben
und wenn man Vertrauen in Kinder setzt,
dass sie etwas entscheiden, was sie selbst
auch verantworten können. Wer als Erzieher
bei der demokratischen Orientierung bleibt,
wird nur dann von den Kindern vollständig
überstimmt, wenn er sein Interesse nicht
schlüssig begründen und die Kinder nicht
von seinem „Programm“ überzeugen kann.
Er gewinnt mit zunehmender Verantwor-
tungsbereitschaft der Kinder Helfer bei der
alltäglichen und oft genug zermürbenden
Betreuungsarbeit. Er bereitet den Weg für
Lösungen, auf die er selbst nicht gekommen
wäre, und die allen nützen. Und er kann sich,
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indem er die Kinder eines demokratischen
Verfahrens wert schätzt, deren Wertschät-
zung sicher sein.
Es ist nicht leicht auszuhalten, dass eine
Gruppe Entscheidungen gegen die Ideen
und Planungen der Erzieherin trifft, und
man hat nicht immer das Glück, dass die
Eltern sich über das Selbstbewusstsein ih-
rer Kinder freuen. Gleichwohl kann ein
Großteil an Energie eingespart werden,
wenn man sie nicht in die Vorwegnahme
aller möglichen Widerstände stecken muss,
um sein eigenes Interesse möglichst harmo-
nisch zur Geltung zu bringen.
Wenn Kinder mit einer bestimmten Idee
von Partizipation nicht zurecht kommen,
dann liegt das zumeist nicht daran, dass sie
dazu noch nicht fähig wären. Vielmehr
müsste man sich die Mühe machen, den
Kindern eine Lernumgebung zu bieten, in
der nicht nur sie „Fehler“ machen können,
sondern auch die Erzieher. Dazu eignen sich
besonders Projekte mit Werkstattcharakter.
Dort können Erzieherinnen und Kinder ge-
meinsam lernen, welche Formen von Mit-
bestimmung sinnvoll sind, was man im Ein-
zelnen dazu braucht (angefangen von der
Sitzordnung bis hin zum Flipchart) und
welche Themen sich zu Konferenzen und
zur demokratischen Aushandlung eignen.
Es ist nicht unprofessionell, wenn man kei-
ne demokratische Orientierung im Sinne
transparenter Herrschaft praktiziert. Wenn
aber Partizipation angeboten wird, sollte
man sich fragen, von welcher Demokratie-
vorstellung diese ausgeht.
Wer Demokratie als eine politische Form
im Auge hat, in der Interessengegensätze
unter dem Gesichtspunkt von Macht men-
schenwürdig ausgehandelt werden können
und eine mehr oder weniger gerechte Ab-
wägung zwischen Eigenwohl und Gemein-
wohl bzw. Selbstbestimmung und sozialer
Verantwortung möglich ist, der muss sich
auch an die Kriterien der Demokratie als
Herrschaftsverfahren halten. Die Chancen
stehen gut, dies als Entwicklungsaufgabe für
Kinder zu begreifen und die pädagogische
Umgebung so zu gestalten, dass Kinder po-
sitive Erfahrungen mit demokratischen Ver-
fahren machen können.
Da Demokratie mehr ist als die Summe
ihrer Verfahren, ist am Schluss zu ergänzen,
dass Kindertagesstätten natürlich weit mehr
vermitteln können als das sichere Beherr-
schen der demokratischen Instrumente.
Selbst ganz kleine Kinder können ja sagen,
was sie wollen, und registrieren, was die an-
deren wollen. Auch sie begreifen bereits,
dass ein wesentlicher Teil der Energie in so-
zialen Beziehungen für die Regelung von
Entscheidungsprozessen „drauf geht“ (z.B.
wenn Mama und Papa sich streiten). Hier
tut sich neben den demokratischen Verfah-
rensregeln ein weiteres Lernfeld für Kinder-
tagesstätten auf, in dem Kinder erfahren
können, wie verantwortliche Staatsbürger-
schaft außerhalb der Mauern der Kinder-
tagesstätte oder der Familie vor sich geht
(wie sie das englische National Curriculum
an die Jüngsten heranträgt). Wenn man mit
Kindern zur Feuerwehr, auf den Bauernhof
oder zum Flughafen Exkursionen zwecks
Vermittlung wesentlicher gesellschaftlicher
Aufgabenbereiche macht, warum nicht
auch zu Versammlungen, bei denen zu Be-
langen beraten und entschieden wird, die
die Lebenswelt der Kinder betreffen? Hier
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